
 

 

 

 

Resolution des Regionalverbands Nordschwarzwald zur Neuordnung des  

Ärztlichen Bereitschaftsdienstes 

Die Kassenärztlichen Vereinigung Baden-Württemberg (KVBW) hat im Rahmen der Neustruk-
turierung des Ärztlichen Bereitschaftsdiensts angekündigt Notfallpraxen in Nagold, Neuen-
bürg und Herrenberg zu schließen.  
 
Der Regionalverband setzt sich vor dem Hintergrund seiner raumordnerischen Aufgaben für 
gleichwertige Lebensverhältnisse (Art. 72 Abs. 2 Grundgesetz, § 1 Abs. 2 Raumordnungsge-
setz) in der gesamten Region, auch im ländlichen Raum, ein. Wir befürchten eine Verschlech-
terung der ärztlichen Versorgung und fordern die Kassenärztliche Vereinigung Baden-Würt-
temberg auf zu erklären, wie die ärztliche Versorgung während und außerhalb der Öffnungs-
zeiten der Arztpraxen gewährleistet werden soll, ohne dass die Notfallambulanzen der Klinken 
zusätzlich belastet werden. 
 
Der Regionalverband Nordschwarzwald befürchtet eine Mehrbelastung der bereits heute 
schon überlasteten Notdienste und Klinikambulanzen. Dies gilt es zu vermeiden.  
 
Hinzu kommt, dass es ohnehin viele unbesetzte Hausarztsitze gibt. Und um die kinderärztliche 
Versorgung ist es in der gesamten Region grundsätzlich sehr schlecht bestellt. Bundes- und 
Landespolitik müssen die Konsequenzen daraus ziehen und zügig Maßnahmen gegen den Ärz-
temangel ergreifen, sodass die Daseinsvorsorge auch im ländlichen Raum dauerhaft gewähr-
leistet ist. 
 
Von der Kassenärztlichen Vereinigung Baden-Württemberg erwarten wir ein transparentes 
Vorgehen unter Anhörung aller Interessengruppen und aller Kommunen, die hiervon betrof-
fen sind. Auch ist von der KVBW darzulegen, nach welchen Kriterien die jeweiligen Standor-
tentscheidungen getroffen werden bzw. welche Krankenhäuser unter Berücksichtigung von 
Fallzahlen und räumlichem Einzugsgebiet auf jeden Fall erhalten bleiben. 
 
Wir fordern den Erhalt der Notfallpraxen Nagold, Neuenbürg und Herrenberg. Die KVBW muss 
ihren Sicherstellungsauftrag nachkommen, gerade im ländlich geprägten Raum. Eine umfas-
sende ambulante und stationäre Versorgung muss gewährleistet sein. 
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Klaus Mack, MdB Günter Bächle Volker Schuler Günther Schöttle 
(Verbandsvorsitzender) (Fraktionsvorsitzender  

der CDU) 

(Fraktionsvorsitzender  
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Joachim Wildenmann Hans Vester Frank Schneider  
(Fraktionsvorsitzender  

Bündnis 90/Die Grünen) 
(Fraktionsvorsitzender  

der SPD) 
(Fraktionsvorsitzender  

der FDP) 
 

 


